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Die EU in der heutigen Form ist das Ergebnis eines nach dem Schrecken des zweiten Weltkriegs begonnenen Integrationsprozesses. Damit es so etwas nicht noch einmal gäbe und um den Frieden dauerhaft zu sichern, sollte ein Zusammenschluss aller europäischen Staaten her - wirtschaftlich, wie auch politisch. Die gemeinsamen Ziele dieses Prozesses bestanden insbesondere darin, die ehemaligen Kriegsgegner zu versöhnen, weitere blutige Konflikte zwischen ihnen zu verhindern und die durch den Kalten Krieg eingetretene Spaltung Europas zu überwinden. Langfristiges Ziel war aber auch Wohlstand für alle Mitgliedsländer.
Die eigentliche Geburtsstunde der Europäischen Bewegung war schließlich der Europa-Kongress von Den Haag im Mai 1948, auf welchem neben verschiedenen nationalen Europaverbänden und übernationalen Dachorganisationen bereits auch führende Europapolitiker wie Robert Schuman und Konrad Adenauer anwesend waren. Zentrale Forderung des Kongresses war die Gründung eines Europarates mit dem Ziel, durch Zusammenarbeit eng verbundener einzelner Staaten Frieden, Demokratie und Wohlstand zu schaffen. Am 5. Mai 1949 wurde der Europarat ins Leben gerufen. 
1950 schlug der französische Außenminister Robert Schuman eine Vereinigung der deutschen und der französischen Stahlindustrie vor, an der teilzunehmen auch weitere Staaten ausdrücklich eingeladen waren. 1951 gründeten Belgien, Deutschland, Luxemburg, Frankreich, Italien und die Niederlande die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS - oft auch Montanunion genannt). Das Besondere an Schumans Plan war die gemeinsame Verwaltung der Kohle- und Stahlindustrie und damit die gemeinsame Kontrolle, Planung und Verwertung dieser Grundstoffe. Nur sechs Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren diese Staaten dazu bereit, Lehren aus der Vergangenheit zu ziehen, in Frieden miteinander zu leben und zu kooperieren. In Kraft getreten ist der EGKS- Vertrag 1952. 
Gleichzeitig wurden eigene Institutionen geschaffen. Die Hohe Behörde (spätere Kommission) sollte die Exekutivrechte haben. Eine Parlamentarische Versammlung fungierte als Diskussionsgremium. Ein Ministerrat war legislativ tätig. Und ein Gerichtshof überwachte die Vertragsauslegung. Zum ersten Mal wurden damals nationale Hoheitsrechte auf eine übernationale ausführende Behörde übertragen. Der Ministerrat sollte die Entscheidungen der Hohen Behörde mit der Wirtschaftspolitik in den einzelnen Ländern koordinieren. Damit war das so genannte "Europa der 6" geschaffen. Das EGKS-Vertragswerk bildete die Keimzelle der heutigen Europäischen Union.
Kohle und Stahl waren nur der Anfang: Auf der Konferenz von Messina 1955 einigten sich die sechs EGKS-Staaten darauf, ihre wirtschaftliche Zusammenarbeit zu erweitern. So vereinbarten sie im März 1957, ihre Kooperation auf die gesamte Wirtschaft und den gesamten Handel auszudehnen. 1957 wurden in Rom die Bildung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) unterschrieben, die zum 1. Januar 1958 ihre Arbeit aufnahmen. 
Wirtschaftlich gesehen bedeutete die Unterzeichnung der "Römischen Verträge" nun auch Zusammenarbeit in Landwirtschaft, Wettbewerb und Außenhandel. Langfristig dachten die sechs Staaten auch schon an eine Zollunion. 
Am 1. Juli 1967 wurden die Organe der drei Gemeinschaften (EGKS, EWG und EURATOM) zusammengelegt zur EG, der Europäischen Gemeinschaft. Für die EG wurden ein gemeinsamer Rat, eine gemeinsame Kommission sowie das Europäische Parlament eingesetzt.
Mittlerweile war die westeuropäische Gemeinschaft auch für andere Länder attraktiv geworden: Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland traten 1973 der EG bei. Anfang der 70er Jahre gab es außerdem einen ersten Anlauf in Richtung Wirtschafts- und Währungsunion, der zunächst allerdings scheiterte. Erst 1979 trat das EWS, das Europäische Währungssystem, in Kraft. Mit dem EWS erreichten die Staaten stabile Wechselkurse zwischen den beteiligten Währungen. Das Europäische Währungssystem war die Grundlage für die spätere Wirtschafts- und Währungsunion.

1979 war auch das Jahr des Europäischen Parlaments. Zum ersten Mal konnten die EG-Bürger die Abgeordneten für Europa direkt wählen. Und der Kreis der Wähler bekam wenige Jahre später weiteren Zuwachs: 1981 trat Griechenland der EG bei, 1986 Portugal und Spanien. Man sprach vom "Europa der 12". Diese zwölf Mitgliedsstaaten machten 1986 einen weiteren wichtigen Schritt auf dem Weg zur Europäischen Union: In der "Einheitlichen Europäischen Akte" setzten sie sich einen gemeinsamen Binnenmarkt bis 1993 zum Ziel.

Die Jahre 1989 und 1990 veränderten Europa nachhaltig. Die Beendigung des Ost-West-Konflikts brachte der Europäischen Gemeinschaft neue Perspektiven und Aufgaben. Über die Wiedervereinigung wurde mit der DDR quasi über Nacht ein ehemals kommunistisches Land Mitglied der EG. Mit dem Ende des Kalten Kriegs waren im Prinzip auch schon die Weichen für eine Osterweiterung der Gemeinschaft gestellt.

Anfang der 90er Jahre hatte die EG neuen Schwung bekommen. 1990 begann die erste Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Damit begann ein Prozess in drei Stufen. Er sollte die Wirtschafts- und Währungspolitik der Mitgliedsstaaten unter einen Hut bringen und schließlich zu einer gemeinsamen Währung führen. In der ersten Stufe wurde der Kapitalverkehr zwischen den Staaten liberalisiert und die Zentralbanken arbeiteten stärker zusammen.

Planmäßig wurde am 1.1.1993 der EG-Binnenmarkt vollendet. Die EG war nun ein Wirtschaftsraum ohne Grenzen. Der Binnenmarkt gewährleistet seitdem den freien Verkehr von Personen, Waren, Dienstleistungen und Kapital. 
1993 trat auch der Maastrichter Vertrag von 1992 in Kraft und begründete schließlich die Europäische Union. Darin wurde die Kooperation in weiteren Politikbereichen vereinbart: in Angelegenheiten der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) oder im Bereich Justiz und Inneres. Außerdem verständigten sich die Mitgliedsstaaten auf Abstimmungen bei Verbraucherschutz, Umweltfragen, Gesundheitswesen und Entwicklungshilfe. Ein Jahr später begann die zweite Stufe der WWU. Die Mitgliedsstaaten verpflichteten sich beispielsweise, Preis- und Währung stabil zu halten und übermäßige öffentliche Defizite zu vermeiden. Gleichzeitig sollte der Aufbau einer Europäischen Zentralbank vorbereitet werden. Dazu wurde das Europäische Währungsinstitut in Frankfurt am Main errichtet.

Mitte der 90er Jahre bekam die EU weiteren Zuwachs: 1995 traten Finnland, Schweden und Österreich bei. Im gleichen Jahr trat das Schengener Abkommen in Kraft. Damit wurden unter anderem die Behandlung von Asylanträgen, die Einreise von Ausländern, Maßnahmen gegen Drogenhandel und die polizeiliche Zusammenarbeit geregelt. Das sogenannte "Schengener Informationssystem" sollte die grenzüberschreitende Verbrechensbekämpfung erleichtern.

1997 unterzeichneten die EU-Länder den Amsterdamer Vertrag, zwei Jahre später trat er in Kraft. Er sollte Europa auf das 21. Jahrhundert vorbereiten und so die Fortentwicklung der EU sichern. Darüber hinaus schrieb er Reformen der EU-Institutionen vor. Das Europaparlament bekam zum Beispiel mehr Rechte bei Mitentscheidungen. Die Stärkung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik und eine intensivere Kooperation im Bereich Justiz und Inneres wurden ebenfalls neu festgelegt.

Im bargeldlosen Zahlungsverkehr gab es den Euro schon 1999, da in diesem Jahr die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion begann. Am 1. Januar 2002 war es dann soweit. In den Mitgliedsstaaten der Europäischen Währungsunion wurde das Euro-Bargeld zum alleinigen Zahlungsmittel. 
Ende der 90er Jahre verhandelte der Europäische Rat auch schon die nächsten Beitritte. Am 1. Mai 2004 traten dann zehn neue Mitgliedstaaten der EU bei: Estland, Lettland, Litauen, Tschechien, Slowakei, Slowenien, Ungarn, Polen, Malta und Zypern. 2007 folgten mit Bulgarien und Rumänien zwei weitere Länder. 
Nachdem der Vertrag über eine Verfassung für Europa, welcher die stark vergrößerte Union handlungsfähiger, transparenter und bürgerfreundlicher machen sollte, in Volksabstimmungen in den Niederlanden und Frankreich abgelehnt worden war, trat 2009 der Vertrag von Lissabon (auch Reformvertrag) in Kraft. Inhaltlich übernahm der Vertrag von Lissabon die wesentlichen Elemente des abgelehnten EU-Verfassungsvertrags, im Gegensatz zu diesem ersetzte er EU- und EG-Vertrag aber nicht, sondern änderte sie nur ab.
Ende 2009 zeigen sich die Folgen der Finanzkrise auch in Europa. Nachdem Griechenland seine wahre Finanzlage offenbart, wird deutlich, dass eine drohende Staatsinsolvenz nur durch Hilfspakete von IWF (Internationaler Währungsfonds) und EU, ergänzt durch radikale Sparmaßnahmen, vermieden werden kann. Griechenland erhält als erstes Land eine EU- Finanzhilfe von 110 Mrd. Euro. In der Folge beantragen auch Irland, Portugal und Spanien Finanzhilfen. Die EU- Finanzminister beschließen daraufhin Nothilfemaßnahmen, sogenannte „Rettungsschirme“ für überschuldete Länder, um die Stabilität des Euro zu retten und ein Auseinanderbrechen der Eurozone zu verhindern.

2011 beschließen die EU- Länder (ohne Tschechien und Großbritannien) als Antwort auf die fortdauernde Schuldenkrise einen Fiskalpakt. Sie verpflichten sich ab 2013 zu ausgeglichenen Haushalten (keine oder sehr geringe Neuverschuldung). Die Einhaltung der Schuldenbremse wird von der Europäischen Kommission überwacht. 

Weiterhin treffen die Staats- und Regierungschefs einen Beschluss über die Einrichtung des dauerhaften Krisenmechanismus (Europäischer Stabilitätsmechanismus, ESM). Dieser stellt Euroländern, die in finanziellen Schwierigkeiten sind, Kredite zu günstigen Zinsen zur Verfügung, wenn sie entsprechende Sparauflagen erfüllen.

Am 01.07. tritt Kroatien als 28. und bisher letztes Mitglied der EU bei. Aktuell gibt es 5 weitere Beitrittskandidaten, darunter auch die Türkei. Voraussetzung für einen Beitritt ist die Erfüllung der sogenannten Kopenhagener Kriterien (insbesondere Demokratie und Rechtsstaatlichkeit). 

Quellen: www.planet-wissen.de, www.bpb.de 
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